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CHANCELLERIE D'ÉTAT
DU CANTON DU VALAIS

STAATSKANZLEI
DES KANTONS WALLIS

EXT RA IT DU PROCES-VERBAL
DES SÉANCES DU CONSEIL D'ÉTAT

AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DER SITZUNGEN
DES STA ATSRATES

Séance du
Sitzung vom 27. Marz 1996

De r Staacsrat a Is Homologationsbeh6rde ,
( Ar~ . 38 Abs. 2 kRPG)

Eingesehen d as Gesuch und das h interIegte PiIotdoss ier der
Geme i nd e Wi ler vom 10. November 1995 mit dem Antrag auf
Homologierun g des von der Urversammlung am 24. Mai 19 95
angenommenen Nu t zu ng s pla ne s und des Bau- und Zonen r e g Ie­
me n tes;

Eingesehen d i e Art. 75 und 78 der Kantonsverfassung vom 8.
Marz 1 9 07 (KV) ;

Eingesehen das Gesetz vom 19 . Mai 1924 betreffend das Bau ­
wesen (BauG ) ;

Eingesehen das Gesetz vom 13. November 1980 über die Ge­
meindeordnung (GGO);

Eingesehen das Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22.
Juni 1979 (RPG) sowie das kantonale Ausführungsgesetz zum
RPG vom 23. Januar 1987 (kRPG);

Eingesehen den Art. 26 der Verordnung über die Raumplanung
vom 2 . Oktober 1989 (RPV);

Eingesehen das Dekret vom 2 . Oktober 1992 über d ie Raum ­
planungsziele;

Eingesehen den kantonalen RichtpIan;

Eingesehen den Vorprüfungsbericht des Staatsrates vom 21.
Dezember 1994;

Eingesehen die 6ffentliche Auflage dieses Berichtes im
AmtsbIatt Nr. 9 vom 3 . Marz 1995;

Eingesehen den Beschluss der Urversammlung der Gemeinde
Wiler vom 24 . Mai 1995, womit die genannte Gesamtrevision
der kommunalen Bau- und Zonenordnung angenommen wurde;
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Eingesehen die 6ffentliche Auflage dieses UrversarnmIungs­
beschlusses irn ArntsbIatt Nr. 23 vorn 9. Juni 1995;

Eingesehen die verfahrensleitende Verfügung des Instruk­
tionsorgans vorn 22. Marz 1996, mit weI cher die Stellung­
nahrne der DienststeIIe für Raurnplanung vom 15. Marz 1996
samt Beilagen der Gemeinde zur Kenntnis gebracht wurde;

Er#agend, dass die Gesamtrevision der Nutzungsplanung der
Gemeinde Wiler die ziele und Grundsatze der Raumplanung
(Ar t . 1 und 3 RPG), die Anregungen aus der Bev6Ikerung
(Ar t . 4 Abs. 2 RPG) und den RichtpIan (Art. 8 RPG) be­
rücksichtigt sowie den Anforderungen des übrigen Bundes­
rechts, insbesondere der Umweltschutzgesetzgebung, Rech­
nung tragt;

Erwagend, dass keine Beschwerden eingereicht worden sind;

Auf Antrag des Departementes des Innern,

b e s chI i e s s t

Der von der Urversarnmlung von Wiler am 24. Mai 1995 ange­
nornmene Nutzungsplan und das Bau- und Zonenreglement wer­
den, mit Ausnahme der AZ-Erh6hung der Wohnzone W2, unter
folgenden Vorbehalten homologiert:

~ a) Die zwischen den PIanunterIagen Mst. 1:10'000 und
1:2'000 festgesteIIten Unterschiede inbezug auf die
Abgrenzung der Bauzonen und der Landwirtschaftszo­
nen sind zu bereinigen.

b) In der Legende des Nutzungsplanes Mst. 1:10'000 ist
die Zone für touristische Bauten und Anlagen nach­
zuführen.

c) Die Erweiterung des Skigebietes in Richtung "Hok­
kenhorn" ist gegenüber dem bestehenden Skigebiet
differenziert darzusteIIen und in der Legende zu
vervollstandigen.

d) Das Skigebiet bzw. die Rückfahrtspiste im Nordosten
des Dorfes ist im Zonennutzungsplan Mst. 1:2'000
deutlicher aufzuzeigen.

e) Der genaue Grenzverlauf des Auengebietes "Tannmat­
tu" ist in den Zonenplan zu übernehmen.

f) Bis zu einer Revision des Bundesinventars der Land­
schaften und NaturdenkmàIer von nationaler Bedeu­
tung (BLN) ist der rechtsgüItige Grenzverlauf für
das BLN-Gebiet Aletsch-Bietschhorn massgebend und
im Zonenplan zu berücksichtigen.
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2.- Die entgegen den Auflageakten auf Antrag eines Stimm­
bürgers hin von der Urversammlung beschlossene Erho­
hung der Ausnutzungsziffer (AZ) der Wohnzone W2 von
0.6 auf 1.0 wird nicht homologiert.

Gegenüber den Vorprüfungsunterlagen ermoglicht die
vorgenommene AZ-Erhohung nâmlich eine zusâtzliche Auf­
nahme von ca. 500 Einwohnergleichwerten (EGW). Auf­
grund der Flâchenberechnung würde die Gemeinde Wiler
somit für das Dorf (heute ca. 1'000 EGW) über eine Re­
serve von ca. 1'580 EGW verfügen, was dem 2.58fachen
der heutigen Situation entspricht. Der Bedürfnisnach­
weis für eine solche massive Vergrosserung der Aufnah­
mekapazitât ist nicht gegeben. Zudem ist im vorliegen­
den Fall eine AZ von 1.0 in der Wohnzone W2 mit Art. 1
Abs. 2 lit. b RPG nicht vereinbar, weIcher "wohnliche
Siedlungen" aIs Zielsetzung des Raumplanungsrechts
festhâlt. In der Wohnzone W2 gilt somit eine AZ = 0.6.

~ Die im obgenannten Sinn zu ergânzenden und zu berei­
nigenden Planunterlagen sind ohne Verzug dem Rechts­
dienst des Departementes des Innern in 4 Exemplaren
und das Bau- und Zonenreglement in 6 Exemplaren zuzu­
stellen, damit diese durch die Staatskanzlei abgestem-
pelt (Homologationsvermerk) werden konnen. .
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